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Einen umfassenderen Einblick in das Thema vermitteln die folgenden Fallstudien:
Familienrecht – Scheidung
Familienrecht – Sorgerecht
Familienrecht – Unterhalt
Handelsrecht – Vertragsrecht
Handelsrecht – Haftung
Gebührenordnung für Rechtsberufe
1. Rechtsbeistände ( )Solicitadores
Die Gebühren für Rechtsbeistände ( , die als Gerichtsvollzieher tätig werden, sind in Portugal in der Ministeriellen Durchführungsverordnung (Solicitadores)

) Nr. 282/2013 vom 29. August 2013 in der geänderten Fassung (Artikel 43 bis 51) geregelt.Portaria
2. Rechtsberater (Consultores jurídicos)
Die Gebühren für Rechtsberater sind in Portugal nicht geregelt.
3. Rechtsanwälte ( )Advogados
Die Gebühren für Rechtsanwälte sind in Portugal nicht geregelt.
4. Gerichtsbeamte ( )Oficiais de justiça
Die Kosten für das Tätigwerden von Gerichtsbeamten in Vollstreckungsverfahren sind in Artikel 9 und Tabelle II der durch das Gesetzesdekret ( ) Decreto-Lei
Nr. 34/2008 vom 26. Februar 2008 angenommenen Verfahrenskostenverordnung ( ) in der geänderten Fassung sowie Regulamento das Custas Processuais
in der Ministeriellen Durchführungsverordnung Nr. 282/2013 vom 29. August 2013 in der geänderten Fassung (gemäß Artikel 59 Abs. 1 sind Artikel 43 bis 51 
anwendbar) geregelt.
5. Rechtsanwälte, die im Bereich des Rechtsschutzes tätig werden
Die Gebühren für Anwaltsleistungen, die im Rahmen des Rechtsschutzes erbracht werden, sind in der Ministeriellen Durchführungsverordnung Nr. 1386
/2004 vom 10. November 2004, der Ministeriellen Durchführungsverordnung Nr. 161/2020 vom 30. Juni 2020 und der Ministeriellen 
Durchführungsverordnung Nr. 10/2008 vom 3. Januar 2008 in der geänderten Fassung geregelt.
Feste Kosten
Feste Kosten in Zivilverfahren
Feste Kosten für Verfahrensparteien in Zivilverfahren
Die festen Kosten der Parteien in Zivilverfahren sind in den Artikeln 5 bis 7 und den Tabellen I und II im Anhang der durch das Gesetzesdekret Nr. 34/2008 
vom 26. Februar 2008 angenommenen Verfahrenskostenverordnung in der geänderten Fassung geregelt.
Wann müssen die festen Kosten im Zivilverfahren entrichtet werden?
Gerichtsgebühren sind in der Regel zu Beginn des Verfahrens und bei Festlegung des Verhandlungstermins zu entrichten. Die Gebühren für 
Sachverständige und Gerichtsbeamte sind in der Regel vor deren Teilnahme am Verfahren zu entrichten.
Feste Kosten in Strafverfahren
Feste Kosten für Verfahrensparteien in Strafverfahren
Die festen Kosten der Parteien in Strafverfahren sind in Artikel 8 und in Tabelle III im Anhang der durch das Gesetzesdekret Nr. 34/2008 vom 26. Februar 
2008 angenommenen Verfahrenskostenverordnung in der geänderten Fassung geregelt.
Wann müssen die festen Kosten im Strafverfahren entrichtet werden?
Wann die festen Kosten in Strafverfahren zu entrichten sind, hängt von der Verfahrensstellung der betreffenden Person und davon ab, welche Schritte diese 
Person zu ergreifen beabsichtigt. Es gibt nur zwei Fälle, in denen die Gerichtsgebühr gleichzeitig mit der Handlung, auf die sie sich bezieht, zu entrichten ist: 
wenn die betreffende Person dem Verfahren als Zivilpartei beitritt und wenn auf Antrag einer Zivilpartei ein Ermittlungsverfahren eingeleitet wird. In allen 
anderen Fällen, d. h. in allen Rechtssachen, an denen der Angeklagte beteiligt ist, und in den übrigen Rechtssachen, an denen die Zivilpartei beteiligt ist, 
entscheidet der Richter am Ende des laufenden Verfahrensabschnitts (Ermittlungsverfahren, Gerichts- oder Berufungsverfahren) über die zu zahlende 
Gerichtsgebühr.
Feste Kosten in verfassungsrechtlichen Verfahren
Feste Kosten für Verfahrensparteien in verfassungsrechtlichen Verfahren
Die festen Kosten, die von den Verfahrensparteien in verfassungsrechtlichen Verfahren zu entrichten sind, sind in den Artikeln 6 bis 9 des Gesetzesdekrets 
Nr. 303/98 vom 7. Oktober 1998 in der geänderten Fassung und in Artikel 84 des Gesetzes Nr. 28/82 vom 15. November 1982 in der geänderten Fassung 
geregelt.
Wann müssen die festen Kosten im verfassungsrechtlichen Verfahren entrichtet werden?
Die festen Kosten müssen erst am Ende des Verfahrens entrichtet werden.
Informationspflichten des Rechtsanwalts/Rechtsbeistands
Rechte und Pflichten der Parteien
Rechtsanwälte und Rechtsbeistände sind ethisch und rechtlich verpflichtet, die Parteien umfassend über ihre Rechte und Pflichten aufzuklären, insoweit sie 
die Erfolgsaussichten und die mit dem Verfahren einhergehenden Kosten aufgrund ihrer Fachkenntnis beurteilen können.
Kostenfestsetzung – Rechtsgrundlagen
Wo kann man sich über die Kostenfestsetzung in Portugal informieren?
Nähere Informationen zur Regelung der Rechtskosten in Portugal finden Sie unter .
In welchen Sprachen liegen Informationen über die Kostenfestsetzung in Portugal vor?
Informationen über die Kostenfestsetzung sind nur auf Portugiesisch verfügbar.

Familienrecht – Scheidung
Familienrecht – Sorgerecht
Familienrecht – Unterhalt
Handelsrecht – Vertragsrecht
Handelsrecht – Haftung

https://justica.gov.pt/Servicos/Custas-processuais



Wo kann man sich über Mediation informieren?
Informationen zur Mediation und insbesondere zu den öffentlichen Systemen für Mediation in Zivil, Familien, Arbeits- und Strafrechtssachen finden Sie unter 

.
Wo sind Informationen über die durchschnittliche Dauer der einzelnen Verfahrensarten erhältlich?
Informationen über die durchschnittliche Dauer von Gerichtsverfahren sind unter  
erhältlich.
Wo sind Informationen über die durchschnittlichen Gesamtkosten der einzelnen Verfahrensarten erhältlich?
Diese Informationen sind nicht verfügbar. Sie können nur anhand der verschiedenen Gebührenverzeichnisse oder Kostentabellen ermittelt werden.
Unter  ist jedoch ein Simulator zu finden, der die Gerichtsgebühren angibt, die bei Einleitung eines 
Gerichtsverfahrens zu entrichten sind. Dies vermittelt einen Eindruck der anfallenden Kosten.
Mehrwertsteuer: Wo gibt es Informationen dazu?
Gerichtskosten sind nicht mehrwertsteuerpflichtig, im Gegensatz zu den Gebühren, die den Angehörigen der Rechtsberufe zu zahlen sind. Die in der 
Gesetzgebung genannten Kosten verstehen sich ohne Mehrwertsteuer.
Wie hoch sind die Sätze?
Zu den Mehrwertsteuersätzen liegen keine Informationen vor.
Prozesskostenhilfe
Einkommensgrenze für Beklagte in Zivilverfahren
Die Formel für die Berechnung der Einkommensgrenze für Prozesskostenhilfe in Zivilverfahren ist im Anhang zum Gesetz Nr. 34/2004 vom 29. Juli 2004 in 
der geänderten Fassung aufgeführt.
Einkommensgrenze für Angeklagte in Strafverfahren
Die Formel für die Berechnung der Einkommensgrenze für Prozesskostenhilfe in Strafverfahren ist im Anhang zum Gesetz Nr. 34/2004 vom 29. Juli 2004 in 
der geänderten Fassung aufgeführt.
Einkommensgrenzen für Opfer in Strafverfahren
Für Opfer in Strafverfahren gelten hinsichtlich der Prozesskostenhilfe keine Einkommensgrenzen.
Sonstige Voraussetzungen für die Gewährung von Prozesskostenhilfe für Opfer
Damit Opfer Prozesskostenhilfe in Anspruch nehmen können, müssen weitere Voraussetzungen erfüllt sein. Wenn nach dem Gesetz Nr. 112/2009 vom 16. 
September 2009 der Status eines Opfers häuslicher Gewalt im Sinne von Artikel 152 des Strafgesetzbuchs zuerkannt wird, wird bis zum Beweis des 
Gegenteils davon ausgegangen, dass das Opfer nicht über ausreichende finanzielle Mittel verfügt.
Sonstige Voraussetzungen für die Gewährung von Prozesskostenhilfe für Angeklagte
Damit Angeklagte Prozesskostenhilfe in Anspruch nehmen können, müssen weitere Voraussetzungen erfüllt sein. Diese betreffen die finanzielle Situation 
des Angeklagten und werden anhand eines gemäß Artikel 39 des Gesetzes Nr. 34/2004 vom 29. Juli 2004 in der geänderten Fassung erstellten Musters 
berechnet.
Kostenlose Gerichtsverfahren
Gerichtsverfahren können für eine oder beide Parteien kostenlos sein, wenn eine Befreiung von den Gerichtskosten oder Prozesskostenhilfe gewährt wird.
Artikel 4 der Verfahrenskostenverordnung sieht eine Reihe von Fällen vor, in denen eine Kostenbefreiung gilt. Befreiungen lassen sich in zwei Kategorien 
einteilen:

Einige Befreiungstatbestände sind jedoch gemäß Artikel 4 Absätze 3, 4, 5, 6 und 7 an den Inhalt der das Verfahren abschließenden Entscheidung geknüpft. 
Es kann also vorkommen, dass solche Befreiungen keine Auswirkungen auf die Kosten haben oder nur die im Verfahren entstandenen Kosten betreffen.
Weitere Informationen zur Prozesskostenhilfe finden Sie unter .
Wann muss die unterlegene Partei die Kosten der obsiegenden Partei übernehmen?
In der Regel hat die obsiegende Partei gegenüber der unterlegenen Partei einen Kostenerstattungsanspruch. Dessen Höhe wird vom Gericht in 
Abhängigkeit von der endgültigen Entscheidung bestimmt. Der Anspruch der obsiegenden Partei auf Ersatz der entstandenen Kosten entfällt, wenn die 
unterlegene Partei Prozesskostenhilfe erhält und somit von der Pflicht zur Zahlung etwaiger Gerichts- und Rechtsanwaltsgebühren befreit.
Vergütung von Sachverständigen
In der Regel zahlen die Parteien des Rechtsstreits die Sachverständigenhonorare. Erhält die betreffende Partei Prozesskostenhilfe, werden diese Gebühren 
vom Institut für Finanzmanagement und Infrastruktur der Justiz ( ) übernommen.Instituto de Gestão Financeira e Equipamentos da Justiça
Vergütung von Übersetzern und Dolmetschern
In der Regel zahlen die Parteien des Rechtsstreits die Gebühren für die Übersetzungs- und Dolmetschleistungen. Erhält die betreffende Partei jedoch 
Prozesskostenhilfe, werden diese Gebühren vom Institut für Finanzmanagement und Infrastruktur der Justiz (Instituto de Gestão Financeira e Equipamentos 

) übernommen.da Justiça
Dokumente zum Thema

Bericht Portugals zur Untersuchung der Kostentransparenz (781 Kb)    

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 1 – familienrecht – scheidung - Portugal
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Scheidung) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, der Partei, die die Scheidung einreicht, Auskunft über die 
Prozesskosten bei folgenden Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar heiratet. Später trennt sich das Paar und beschließt, sich scheiden zu lassen.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Zwei Staatsangehörige des Mitgliedstaats A heiraten in Mitgliedstaat A. Nach der Hochzeit zieht das Paar in einen anderen 
Mitgliedstaat (Mitgliedstaat B) und nimmt dort seinen Wohnsitz. Kurz darauf trennt sich das Paar und die Ehefrau kehrt in den Mitgliedstaat A zurück, 
während der Ehemann in Mitgliedstaat B bleibt. Das Paar beschließt, sich scheiden zu lassen. Kurz nach ihrer Rückkehr in Mitgliedstaat A reicht die Ehefrau 
in Mitgliedstaat B die Scheidung ein.
Kosten in Portugal

https://dgpj.justica.gov.pt/English/Alternative-Dispute-Resolution

https://estatisticas.justica.gov.pt/sites/siej/en-us/pages/default.aspx

https://justica.gov.pt/Servicos/Simulador-Taxas-de-Justica

Subjektive oder persönliche Befreiungen nach Artikel 4 Absatz 1, die auf eine bestimmte Eigenschaft der Parteien oder Personen, die Gegenstand des 
Verfahrens sind, abstellen
Objektive oder verfahrensrechtliche Befreiungen, die unter Artikel 4 Absatz 2 fallen und sich auf die Art des Verfahrens beziehen

https://justica.gov.pt/Guias/como-pedir-apoio-judiciario
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Letzte Aktualisierung: 29/01/2024

Fallstudie 1 – familienrecht – scheidung - Portugal
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Scheidung) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, der Partei, die die Scheidung einreicht, Auskunft über die 
Prozesskosten bei folgenden Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar heiratet. Später trennt sich das Paar und beschließt, sich scheiden zu lassen.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Zwei Staatsangehörige des Mitgliedstaats A heiraten in Mitgliedstaat A. Nach der Hochzeit zieht das Paar in einen anderen 
Mitgliedstaat (Mitgliedstaat B) und nimmt dort seinen Wohnsitz. Kurz darauf trennt sich das Paar und die Ehefrau kehrt in den Mitgliedstaat A zurück, 
während der Ehemann in Mitgliedstaat B bleibt. Das Paar beschließt, sich scheiden zu lassen. Kurz nach ihrer Rückkehr in Mitgliedstaat A reicht die Ehefrau 
in Mitgliedstaat B die Scheidung ein.



Kosten für erstinstanzliche Verfahren, Rechtsmittelverfahren und alternative Streitbeilegung (ADR)
Fallstudie Gericht Rechtsmittelverfahren

Eingangs-gebühren Ausfertigungs-gebühren Sonstige 
Gebühren

Eingangs-gebühren Ausfertigungs-gebühren Sonstige 
Gebühren

Fall A 306 EUR EUR 306

Anmerkung: Will sich ein Ehepaar in beiderseitigem Einvernehmen scheiden lassen, ist der Gang zum Gericht nur dann erforderlich, wenn in einem der 
folgenden Punkte keine Einigung erzielt werden kann: Gütertrennung, Ausübung elterlicher Sorge, Unterhaltszahlungen oder künftige Nutzung von 
gemeinsamem Wohneigentum.
Ist sich das Ehepaar in diesen Fragen einig, findet die Scheidung vor dem Standesamt ( ) statt, wobei eine einmalige Gebühr von conservatória do registo civil
280 EUR anfällt.

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 2 – familienrecht – sorgerecht - Portugal
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Sorgerecht) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, der Partei, die das Verfahren einleitet, Auskunft über die 
Prozesskosten bei folgenden Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet zusammengelebt. Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre 
alt. Das Gericht spricht der Mutter das Sorgerecht und dem Vater ein Umgangsrecht zu. Die Mutter erhebt Klage, um das Umgangsrecht des Vaters zu 
beschränken.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet in Mitgliedstaat B zusammengelebt. Unmittelbar nach der Geburt des 
gemeinsamen Kindes trennt sich das Paar. Das Gericht in Mitgliedstaat B spricht der Mutter das Sorgerecht und dem Vater ein Umgangsrecht zu. Mutter 
und Kind ziehen mit Erlaubnis des Gerichts in einen anderen Mitgliedstaat (Mitgliedstaat A), während der Vater in Mitgliedstaat B bleibt. Einige Jahre später 
erhebt die Mutter in Mitgliedstaat A Klage, um das Umgangsrecht des Vaters zu ändern.
Kosten in Portugal – Kosten für Rechtsanwalt, Gerichtsvollzieher und Sachverständige
Fallstudie Rechtsanwalt Gerichtsvollzieher Sachverständiger

Besteht 
Anwaltszwang?

Durch-schnittliche 
Kosten

Muss der 
Gerichtsvollzieher in 
Anspruch genommen 
werden?

Kosten vor 
Urteilsverkündung

Kosten nach Urteils-
verkündung

Muss ein 
Sachverständiger 
hinzugezogen werden?

Fall A Ja Gerichtsvollzieher 
werden unter denselben 
Bedingungen 
herangezogen wie bei 
anderen Verfahren.

Fall B Ja Gerichtsvollzieher 
werden unter denselben 
Bedingungen 
herangezogen wie bei 
anderen Verfahren.

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 3 – familienrecht – unterhalt - Portugal
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Unterhalt) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, der Partei, die das Verfahren einleitet, Auskunft über die 
Prozesskosten bei folgenden Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet zusammengelebt. Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre 
alt. Das Gericht spricht der Mutter das Sorgerecht zu. Einziger Streitpunkt ist die Höhe des Unterhalts, den der Vater der Mutter für den Unterhalt und die 
Erziehung des Kindes schuldet. Die Mutter erhebt deswegen Klage.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug – Sie sind Rechtsanwalt in Mitgliedstaat A: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet in Mitgliedstaat B zusammengelebt. 
Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre alt. Das Gericht in Mitgliedstaat B spricht der Mutter das Sorgerecht zu. Mit Zustimmung des 
Vaters ziehen Mutter und Kind in einen anderen Mitgliedstaat (Mitgliedstaat A) und nehmen dort ihren Wohnsitz.
Einziger Streitpunkt ist die Höhe des Unterhalts, den der Vater der Mutter für den Unterhalt und die Erziehung des Kindes schuldet. Die Mutter erhebt 
deswegen in Mitgliedstaat A Klage.
Kosten in Portugal
Kosten für Zeugenentschädigung, Sicherheitsleistungen und andere einschlägige Gebühren
Fallstudie Zeugenentschädigung Sicherheitsleistung Andere Gebühren

Erhalten Zeugen eine Entschädigung? Kosten Kosten Beschreibung Kosten

Letzte Aktualisierung: 29/01/2024

Fallstudie 2 – familienrecht – sorgerecht - Portugal
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Sorgerecht) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, der Partei, die das Verfahren einleitet, Auskunft über die 
Prozesskosten bei folgenden Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet zusammengelebt. Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre 
alt. Das Gericht spricht der Mutter das Sorgerecht und dem Vater ein Umgangsrecht zu. Die Mutter erhebt Klage, um das Umgangsrecht des Vaters zu 
beschränken.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet in Mitgliedstaat B zusammengelebt. Unmittelbar nach der Geburt des 
gemeinsamen Kindes trennt sich das Paar. Das Gericht in Mitgliedstaat B spricht der Mutter das Sorgerecht und dem Vater ein Umgangsrecht zu. Mutter 
und Kind ziehen mit Erlaubnis des Gerichts in einen anderen Mitgliedstaat (Mitgliedstaat A), während der Vater in Mitgliedstaat B bleibt. Einige Jahre später 
erhebt die Mutter in Mitgliedstaat A Klage, um das Umgangsrecht des Vaters zu ändern.

Letzte Aktualisierung: 29/01/2024

Fallstudie 3 – familienrecht – unterhalt - Portugal
In dieser Fallstudie zum Familienrecht (Unterhalt) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, der Partei, die das Verfahren einleitet, Auskunft über die 
Prozesskosten bei folgenden Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet zusammengelebt. Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre 
alt. Das Gericht spricht der Mutter das Sorgerecht zu. Einziger Streitpunkt ist die Höhe des Unterhalts, den der Vater der Mutter für den Unterhalt und die 
Erziehung des Kindes schuldet. Die Mutter erhebt deswegen Klage.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug – Sie sind Rechtsanwalt in Mitgliedstaat A: Ein Paar hat mehrere Jahre unverheiratet in Mitgliedstaat B zusammengelebt. 
Als sich das Paar trennt, ist das gemeinsame Kind drei Jahre alt. Das Gericht in Mitgliedstaat B spricht der Mutter das Sorgerecht zu. Mit Zustimmung des 
Vaters ziehen Mutter und Kind in einen anderen Mitgliedstaat (Mitgliedstaat A) und nehmen dort ihren Wohnsitz.
Einziger Streitpunkt ist die Höhe des Unterhalts, den der Vater der Mutter für den Unterhalt und die Erziehung des Kindes schuldet. Die Mutter erhebt 
deswegen in Mitgliedstaat A Klage.



Gibt es das? Wann und wie 
wird davon Gebrauch 
gemacht?

Fall A Ja – gemäß Tabelle IV im Anhang zur 
Verfahrenskostenordnung, die per 
Gesetzesdekret Nr. 34/2008 vom 
26. Februar 2008 verabschiedet wurde

0,2 EUR Kilometergeld

Fall B Ja – gemäß Tabelle IV im Anhang zur 
Verfahrenskostenordnung, die per 
Gesetzesdekret Nr. 34/2008 vom 
26. Februar 2008 verabschiedet wurde

0,2 EUR Kilometergeld

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 4 – handelsrecht – vertragsrecht - Portugal
In dieser Fallstudie zum Handelsrecht (Vertragsrecht) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Verkäufer Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Unternehmen liefert Waren im Wert von 20 000 EUR. Der Käufer erklärt, dass die Waren nicht den vereinbarten 
Kriterien entsprechen, und verweigert die Zahlung.
Der Verkäufer beschließt, Klage auf Zahlung des vollen Kaufpreises zu erheben.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Unternehmen mit Sitz in Mitgliedstaat B liefert Waren im Wert von 20 000 EUR an einen Käufer in Mitgliedstaat A. Der 
Vertrag ist in der Sprache von Mitgliedstaat B abgefasst und unterliegt dem Recht dieses Mitgliedstaats. Der Käufer in Mitgliedstaat A erklärt, dass die 
Waren nicht den vereinbarten Kriterien entsprechen, und verweigert die Zahlung. Der Verkäufer beschließt, in Mitgliedstaat A Klage auf Zahlung des vollen 
vertraglich vereinbarten Kaufpreises zu erheben.
Kosten in Portugal
Kosten für Prozesskostenhilfe und andere Erstattungen
Fallstudie Prozesskostenhilfe Erstattungen

Wann und unter welchen 
Voraus-setzungen wird sie 
gewährt?

Wann werden die 
gesamten Kosten 
erstattet?

Voraus-setzungen? Kann die 
obsiegende Partei 
die Erstattung der 
Streitkosten 
verlangen?

Bei anteiliger Erstattung 
– wie hoch ist dieser 
Anteil in der Regel?

Welche Kosten sind nicht 
erstattungs-fähig?

Fall A Gewinn-orientierte 
juristische Personen haben 
keinen Anspruch auf 
Prozesskosten-hilfe.

Ja Die Verfahrens-kosten 
werden nicht vollständig 
erstattet, wenn die 
obsiegende Partei 
Prozesskosten-hilfe 
erhält. Der Staat 
erstattet ihr dann 
lediglich die Gerichts-
gebühren (nicht aber 
sonstige Kosten).

Fall B Gewinn-orientierte 
juristische Personen haben 
keinen Anspruch auf 
Prozesskosten-hilfe.

Ja

Die Verfahrens-kosten 
werden nicht vollständig 
erstattet, wenn die 
obsiegende Partei 
Prozesskosten-hilfe 
erhält. Der Staat 
erstattet ihr dann 
lediglich die Gerichts-
gebühren (nicht aber 
sonstige Kosten).

Letzte Aktualisierung: 29/01/2024

Fallstudie 4 – handelsrecht – vertragsrecht - Portugal
In dieser Fallstudie zum Handelsrecht (Vertragsrecht) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Verkäufer Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Unternehmen liefert Waren im Wert von 20 000 EUR. Der Käufer erklärt, dass die Waren nicht den vereinbarten 
Kriterien entsprechen, und verweigert die Zahlung.
Der Verkäufer beschließt, Klage auf Zahlung des vollen Kaufpreises zu erheben.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Unternehmen mit Sitz in Mitgliedstaat B liefert Waren im Wert von 20 000 EUR an einen Käufer in Mitgliedstaat A. Der 
Vertrag ist in der Sprache von Mitgliedstaat B abgefasst und unterliegt dem Recht dieses Mitgliedstaats. Der Käufer in Mitgliedstaat A erklärt, dass die 
Waren nicht den vereinbarten Kriterien entsprechen, und verweigert die Zahlung. Der Verkäufer beschließt, in Mitgliedstaat A Klage auf Zahlung des vollen 
vertraglich vereinbarten Kaufpreises zu erheben.

Letzte Aktualisierung: 29/01/2024



Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.
Fallstudie 5 – handelsrecht – haftung - Portugal
In dieser Fallstudie zum Handelsrecht (Haftung) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Verkäufer Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Hersteller von Heizgeräten liefert ein Heizgerät an einen Installateur. Der Installateur verkauft das Gerät weiter und 
installiert es im Haus des Kunden. Kurz danach bricht ein Brand aus. Alle Beteiligten (Heizgerätehersteller, Installateur, Kunde) sind versichert. Die Ursache 
des Feuers ist umstritten. Niemand will den Kunden entschädigen.
Der Kunde beschließt, Schadenersatzklage gegen den Heizgerätehersteller, den Installateur und die Versicherungsgesellschaften zu erheben.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Heizgerätehersteller in Mitgliedstaat B liefert ein Heizgerät an einen Installateur in Mitgliedstaat C. Der Installateur 
verkauft das Gerät weiter und installiert es im Haus des Kunden in Mitgliedstaat A. Kurz danach bricht ein Brand aus. Alle Beteiligten (Heizgerätehersteller, 
Installateur und Kunde) sind in ihrem eigenen Mitgliedstaat versichert. Die Ursache des Feuers ist umstritten. Niemand will den Kunden entschädigen.
Der Kunde beschließt, in Mitgliedstaat A Schadenersatzklage gegen den Heizgerätehersteller, den Installateur und die Versicherungsgesellschaft in 
Mitgliedstaat A zu erheben.
Kosten in Portugal
Kosten für Übersetzungen und Dolmetschleistungen
Fall Übersetzung Dolmetschleistungen Andere Kosten bei grenzübergreifenden 

Streitsachen

Wann und unter welchen 
Umständen sind 
Übersetzungen notwendig?

Ungefähre Kosten Wann und unter welchen 
Umständen sind Dolmetsch-
leistungen notwendig?

Ungefähre Kosten Beschreibung Ungefähre Kosten

Fall A Bei Entscheidungen nicht-
portugiesischer Gerichte 
oder nicht auf 
Portugiesisch vorliegenden 
Schriftstücken

0,027 EUR pro Wort Wenn die betroffene Person kein 
Portugiese ist und kein 
Portugiesisch spricht, ist ein 
Übersetzer/Dolmetscher zu 
bestellen.

Zwischen 102 EUR 
und 204 EUR

– –

Fall B Bei Entscheidungen nicht-
portugiesischer Gerichte 
oder nicht auf 
Portugiesisch vorliegenden 
Schriftstücken

0,027 EUR pro Wort Wenn die betroffene Person kein 
Portugiese ist und kein 
Portugiesisch spricht, ist ein 
Übersetzer/Dolmetscher zu 
bestellen.

Zwischen 102 EUR 
und 204 EUR

– –

Die verschiedenen Sprachfassungen dieser Seite werden von den betreffenden Mitgliedstaaten verwaltet. Die Übersetzung wurde vom Übersetzungsdienst 
der Europäischen Kommission angefertigt. Es kann sein, dass Änderungen der zuständigen Behörden im Original in den Übersetzungen noch nicht 
berücksichtigt wurden. Die Kommission übernimmt keinerlei Verantwortung oder Haftung für Informationen, die dieses Dokument enthält oder auf die es 
verweist. Angaben zum Urheberrechtsschutz für EU-Websites sind dem rechtlichen Hinweis zu entnehmen.

Fallstudie 5 – handelsrecht – haftung - Portugal
In dieser Fallstudie zum Handelsrecht (Haftung) wurden die Mitgliedstaaten gebeten, dem Verkäufer Auskunft über die Prozesskosten bei folgenden 
Fallkonstellationen zu erteilen:
Fall A – Fall ohne Auslandsbezug: Ein Hersteller von Heizgeräten liefert ein Heizgerät an einen Installateur. Der Installateur verkauft das Gerät weiter und 
installiert es im Haus des Kunden. Kurz danach bricht ein Brand aus. Alle Beteiligten (Heizgerätehersteller, Installateur, Kunde) sind versichert. Die Ursache 
des Feuers ist umstritten. Niemand will den Kunden entschädigen.
Der Kunde beschließt, Schadenersatzklage gegen den Heizgerätehersteller, den Installateur und die Versicherungsgesellschaften zu erheben.
Fall B – Fall mit Auslandsbezug: Ein Heizgerätehersteller in Mitgliedstaat B liefert ein Heizgerät an einen Installateur in Mitgliedstaat C. Der Installateur 
verkauft das Gerät weiter und installiert es im Haus des Kunden in Mitgliedstaat A. Kurz danach bricht ein Brand aus. Alle Beteiligten (Heizgerätehersteller, 
Installateur und Kunde) sind in ihrem eigenen Mitgliedstaat versichert. Die Ursache des Feuers ist umstritten. Niemand will den Kunden entschädigen.
Der Kunde beschließt, in Mitgliedstaat A Schadenersatzklage gegen den Heizgerätehersteller, den Installateur und die Versicherungsgesellschaft in 
Mitgliedstaat A zu erheben.

Letzte Aktualisierung: 29/01/2024


